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Vorlage Nr. 400/08 
 
Beschlussvorschlag/Empfehlung: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss legt für die Aufstellung der Ergebnis- und In-
vestitionsplanung 2009 – 2012 folgendes fest: 
 

1. Für die Realsteuern gelten folgende Hebesätze: 
Grundsteuer A = 192 v.H. 
Grundsteuer B = 401 v.H. 
Gewerbesteuer = 403 v.H 
 

2. Die Positionen des Ergebnisplanes des Bereichs 9 – Zentrale Finanzleistun-
gen werden entsprechend der der Vorlage beigefügten Anlage 1 zur 
Kenntnis genommen. 

 
3. Die Gesamtpersonalaufwendungen werden für 2009 auf 25,212 Mio. € 

festgesetzt. 
 

4. Im Ergebnisplan werden die Budgets der Fach- und Sonderbereiche ent-
sprechend der in der Anlage 1 dargestellten Budgetübersicht als Obergren-
ze für die Budgetplanung festgelegt (Vorbehaltlich der Änderungen durch 
Vermögenszu- und –abgänge bei bilanziellen Abschreibungen und Erträgen 
aus der Auflösung von Sonderposten). 

 
5. Der Investitionsplan ist so auszugestalten, dass die Netto-

Neuverschuldung in 2009 den Betrag von 1.376 T€, in 2010 den Betrag 
von 507 T€ und in 2012 den Betrag von 1.661T€ nicht übersteigt. In die-
sem Rahmen sind die Maßnahmen und Projekte insbesondere unter den 
Zielsetzungen des Integrierten Entwicklungs- und Handlungskonzeptes 
(EHK) zu planen. 

 
6. Diese Festlegungen stehen unter dem Vorbehalt der möglichen Auswir-

kungen aus der Eröffnungsbilanz (z. B. Abschreibungen).  
 
  
 
 
 
Begründung: 
  
Die Eckdaten zur Haushalts- und Finanzplanung 2009 – 2012 wurden unter fol-
genden Zielsetzungen entwickelt: 
 

1. Keine Veränderung der augenblicklich geltenden Hebesätze für die Real-
steuern 

2. Budgetausweitungen im Ergebnisplan nur bei unabweisbarem Bedarf 
3. langfristig: Abbau der Verschuldung – kurzfristig: keine Netto-

Neuverschuldung 
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Auf dieser Basis wurden auch die Budgetgespräche mit den Fachbereichen ge-
führt. Die Ergebnisse sind in den anliegenden und mit den Fachbereichen abge-
stimmten Einzelübersichten festgehalten. 
 
Der Verwaltungsvorstand hat die Eckdaten in seiner Klausurtagung am 05.09.08 
beraten und einstimmig beschlossen. 
 
I. Ergebnisplan 
 
1. Zuerst wurden die Erträge und Aufwendungen des Teilergebnisplanes 9 – 

Zentrale Finanzleistungen unter Berücksichtigung der augenblicklichen 
Erkenntnisse überarbeitet. Die Ergebnisse sind in der nachfolgenden Tabelle 
dargestellt und werden im Anschluss daran erläutert. 
 

aktuelles Jahr
Haushaltsplan-Entwurf Ergebnis Haushaltsplan Finanzplan

2009 2007 2008 2009 2010 2011 2012
T€ T€ T€ T€ T€ T€

Teil-Ergebnisplan 
Bereich 9 - Zentrale Finanzleistungen

Ertrags- und Aufwandsarten
1 Steuern und ähnliche Abgaben 58.019 60.688 63.823 66.797 70.051 73.410

Grundsteuer A 133 137 137 137 137 137
Grundsteuer B 9.684 9.829 9.927 10.026 10.126 10.227
Gewerbesteuer 25.750 25.000 27.057 28.789 30.459 32.226
Gemeindeanteil a.d. Einkommensteuer 17.763 20.789 21.547 22.557 23.904 25.250
Gemeindeanteil a.d. Umsatzsteuer 2.277 2.418 2.599 2.678 2.753 2.835
Vergnügungssteuer 371 360 360 360 360 360
Hundesteuer 240 270 260 260 260 260
Kompensationszahlung (Familienleistungsausgleich) 1.801 1.885 1.936 1.990 2.052 2.115

2  + Zuwendungen und allgemeine Umlagen 24.055 31.082 26.817 33.641 32.827 34.798
Schlüsselzuweisung 24.055 28.763 26.817 33.641 32.827 34.798
Abrechnung Solidarbeitrag 0 2.319 0 0 0 0

7  + Sonstige ordentliche Erträge 7.308 6.584 5.130 5.115 5.100 5.100
Konzessionsabgabe Energie- und Wasserversorung 4.791 3.938 3.909 3.894 3.879 3.879
Zinsen für gestundete Steuern 50 50 70 70 70 70
Verspätungszuschläge 1 1 1 1 1 1
Investitionspauschale 1.602 1.731 0 0 0 0
Auflösung von Pensions- u. Beihilferückstellungen 864 864 1.150 1.150 1.150 1.150

10  = Ordentliche Erträge 89.382 98.354 95.770 105.553 107.978 113.308
11  - Personalaufwendungen 13 406 0 0 0 0
12  - Versorgungsaufwendungen 2.958 2.892 2.892 2.892 2.892 2.892
15  - Transferaufwendungen 31.857 32.047 33.172 34.040 35.067 36.853

Gewerbesteuerumlage 4.664 4.032 4.498 4.929 5.215 5.518
Kreisumlage 25.975 27.150 27.806 28.243 28.984 30.467
Krankenhausinvestitionsumlage 844 865 868 868 868 868
Abrechnung Solidarbeitrag 374 0 0 0 0 0

17  = Ordentliche Aufwendungen 34.828 35.345 36.064 36.932 37.959 39.745
18  = Ergebnis lfd. Verwaltungstätigkeit 54.554 63.009 59.706 68.621 70.019 73.563
19  + Finanzerträge 10 10 10 10 10 10
20  - Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen 3.492 2.868 2.665 2.770 2.980 2.963
21  = Finanzergebnis -3.482 -2.858 -2.655 -2.760 -2.970 -2.953
22  = Ordentliches Ergebnis 51.072 60.151 57.051 65.861 67.049 70.610

nachrichtlich
Ergebnisplanung 2008-2011 63.601 64.447 67.398
Veränderung -6.550 1.414 -349

-10,30% 2,19% -0,52%  
 
Anm.: Die Daten in der Spalte „Ergebnis 2007“ entsprechen den Ansätzen des Haushaltsplans 2007 

 
Für 2009 ist gegenüber der bisherigen Finanzplanung mit -6,55 Mio. € oder  
-10,30 % eine deutliche Verschlechterung des Ordentlichen Ergebnis-
ses zu verzeichnen. Gegenüber dem Vorjahr verschlechtert sich das Or-
dentliche Ergebnis des Bereichs 9 – Zentrale Finanzleistungen um -3,1 
Mio. € oder -5,15 %. Ursächlich hierfür ist in erster Linie die erheblich ge-
ringere Schlüsselzuweisung des Landes gegenüber den Annahmen in der 
bisherigen Finanzplanung. Außerdem darf die allgemeine Investitionspau-
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schale in Höhe von 1,816 Mio. € nicht mehr sofort ergebniswirksam aufge-
löst werden. 
 
Die weitergehenden Prognosen erfolgten im wesentlichen auf der Basis der 
Orientierungsdaten des Landes für die Jahre 2008-2011 vom September 
2007 und unter Berücksichtigung der Ergebnisse der regionalisierten Mai-
Steuerschätzung. Die Orientierungsdaten des Landes für 2009-2012 stehen 
noch aus; weitere Veränderungen im Zahlenwerk sind deshalb nicht auszu-
schließen. 
 
 
 
 
Erträge 
 
Bei den Realsteuern wurden für die gesamte Planungsperiode bis 2012 die 
aktuellen Hebesätze 
 
• Grundsteuer A 192 v.H. 
• Grundsteuer B 401 v.H. 
• Gewerbesteuer 403 v.H. 
 
zugrundegelegt. Die Hebesätze liegen damit weiterhin deutlich unter 
den bisherigen Hebesätzen vergleichbar großer Städte in Nordrhein-
Westfalen. Auch im Kreis Steinfurt sind vermehrt höhere Hebesätze fest-
gesetzt (vgl. HFA-Vorlage Nr. 399/08 – Steuerkraftstatistik 2007). 
 
Bei der Grundsteuer A entspricht der Ansatz dem Aufkommen der letzten 
beiden Jahre. Dies gilt unter Berücksichtigung einer jährlichen Steigerungs-
rate von 1 % auch für die Grundsteuer B. 
 
Ausgehend von der augenblicklichen Ergebnisentwicklung sind die Erträge 
aus der Gewerbesteuer um rd. 2 Mio. € erhöht worden. Hier ist aber auf 
Risiken hinzuweisen, die sich u.U. noch aus der weiteren Umsetzung der 
Unternehmenssteuerreform 2008 ergeben können. 
 
Der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer wurde auf der Grundlage 
der landesweiten Ertragserwartung von 6,4 Mrd. € errechnet, die sich aus 
der Mai-Steuerschätzung ergibt. Dies führt zu geringeren Erträgen als bis-
her angenommen (- 552.000 €). 
 
Auch der Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer wurde auf der Grundlage 
der landesweiten Ertragserwartung von 860 Mio. € errechnet. Daraus und 
aus der inzwischen erfolgten Umstellung bei den Schlüsselzahlen ergeben 
sich gegenüber der bisherigen Finanzplanung 121 T€ höhere Erträge. 
 
Der Ansatz für die Vergnügungssteuer bleibt gegenüber dem Vorjahr un-
verändert. 
 
Wie schon im Berichtswesen zum Stichtag 31.05.08 angekündigt, ist die 
Anzahl der Neuanmeldungen von Hunden als Folge der Hundebestandsauf-
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nahme geringer als in der bisherigen Finanzplanung angenommen. Der An-
satz für die Hundesteuer musste deshalb um 10 T€ auf nun 260.000 € re-
duziert werden. 
 
Die Kompensationszahlung für Verluste durch die Neuregelung des 
Familienleistungsausgleichs wird nicht im Einkommensteueranteil er-
fasst. Sie wird als Zuweisung an die Gemeinden weitergegeben. Für 2009 
hat das Land 575 Mio. € vorgesehen. Unter Anwendung der Schlüsselzahl 
für den Gemeindeanteil an der Einkommensteuer wurde der Betrag von 
1,936 Mio. € ermittelt. Das ist ein Plus gegenüber der bisherigen Finanzpla-
nung von 7 T€. 
 
Die Schlüsselzuweisung wurde auf der Basis der vorliegenden 1. Probebe-
rechnung des Landesamtes für Datenverarbeitung und Statistik (LDS) zum 
inzwischen in den Landtag eingebrachten Gesetzentwurf des Gemeindefi-
nanzierungsgesetzes (GFG) 2009 angesetzt. Gegenüber den bisherigen Pla-
nungsannahmen im Haushaltsplan 2008 vermindert sich die Schlüsselzuwei-
sung von 33,059 Mio. € um 6,242 Mio. € auf nur noch 26,817 Mio. €. Dieser 
hohe Minderertrag hat 2 Ursachen. Während die Orientierungsdaten des 
Landes für den Zeitraum 2008-2011 hinsichtlich der gesamt zu verteilen-
denden Schlüsselmasse 2009 noch von einer Steigerungsrate in Höhe von 
5,1 % ausgegangen sind, enthält der Entwurf des GFG 2009 nur noch eine 
Erhöhung um 2,1 %. Außerdem weist die am 14.08.08 bekanntgebene 
Steuerkraftmesszahl der Stadt Rheine mit +9,7 % eine erheblich höhere 
Steigerung als im landesweiten Durchschnitt mit 4,0 % auf. Anzumerken 
ist, dass der Steuerverbund 2009 endgültig auf der Basis der tatsächlichen 
Steuereinnahmen eines abgeschlossenen Referenzzeitraumes (01.10.2007 
bis 30.09.2008) ermittelt wird, der zum Zeitpunkt der Einbringung des Ge-
setzentwurfs ins Parlament noch nicht abgeschlossen war. Der eingebrachte 
Gesetzentwurf basiert insoweit teilweise noch auf einer Schätzung. Die Lan-
desregierung wird nach Feststellung des Ist-Ergebnisses für den gesamten 
Referenzzeitraum den Gesetzentwurf mit einer Ergänzungsvorlage anpas-
sen, was wahrscheinlich durch eine 2. Probeberechnung begleitet wird. In-
sofern handelt es sich bei diesem Ansatz noch um vorläufige Daten. 
 
Die Konzessionsabgabe ist der Unternehmensplanung 2008-2011 der E-
nergie- und Wasserversorgung Rheine GmbH entnommen worden und ent-
spricht den bisherigen Planungsansätzen. Dabei ist für einen unterstellten 
Wechsel von 75 % der Privatkunden in einen Sondervertrag ein Minderer-
trag in Höhe von 0,6 Mio. € wie schon im Vorjahr bereits eingeplant. 
 
Die Erträge aus Zinsen für gestundete Steuern und aus Verspä-
tungszuschlägen sind unverändert aus den bisherigen Planungsannahmen 
übernommen worden. 
 
Die allgemeine Investitionspauschale ist bislang als sogenannter Son-
derposten aktiviert und sofort in voller Höhe am Ende des Jahres aufgelöst 
worden. Dies ist aufgrund von Vorgaben der Landesregierung nicht mehr 
zulässig. Sie ist nunmehr konkreten Anlagegütern zuzuordnen und zeitgleich 
mit deren Abschreibungen aufzulösen. Damit ist eine zeitgleiche Veran-
schlagung als Ertrag im Sonderbereich 9 nicht mehr möglich und führt hier 
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gegenüber der Finanzplanung zu einem Minderertrag von 1,819 Mio. €. Die 
Zuordnung der Investitionspauschale zu konkreten Anlagegütern steht noch 
aus. Dies führt dazu, dass im Entwurf des Haushaltsplanes höhere Erträge 
bei den betroffenen Fachbereichen einzurechnen sind und dann zu einer Er-
gebnisverbesserung führen werden. Ein vollständiger Ausgleich der 1,819 
Mio. € wird aber wohl nicht möglich sein. 
 
Die Erträge aus der Auflösung von Pensions- und Beihilferückstel-
lungen sind aufgrund der Erfahrungen aus den Jahren 2006 und 2007 an-
gepasst worden. Hieraus ergeben sich Mehrerträge von 286.000 €. 
 
Zwischenergebnis 
 
Insgesamt sind die Ordentlichen Erträge gegenüber den bisherigen Pla-
nungsannahmen um rd. 6,66 Mio. € oder 6,5 % gesunken. Gegenüber dem 
Vorjahr ist eine Verschlechterung von rd. 2,58 Mio. € oder 2,6 % zu ver-
zeichnen. 
 
 
Aufwendungen 
 
Bei den ausgewiesenen Personalaufwendungen handelt es sich zum ei-
nen um Aufwendungen für bereits bewilligte Altersteilzeitfälle und zum an-
deren um gegengerechnete Auflösungen von Altersteilzeitrückstellungen. 
Die Werte für 2009 wurden unter Berücksichtigung der heute vorliegenden 
Erkenntnisse ermittelt und führen im Saldo zu einem Ansatz von 0 €. Auf-
grund der aktuellen Rechtslage sind auch alle Ansätze ab 2010 auf 0 zu set-
zen. 
 
Die Versorgungsaufwendungen setzen sich zusammen aus der Umlage 
an die Westfälisch-Lippische Versorgungskasse und aus den Beihilfen an die 
Pensionsberechtigten. Da noch keine aktuelleren Informationen vorliegen, 
wurden die Anätze aus der Finanzplanung übernommen. 
 
Im Zuge der Unternehmenssteuerreform 2008 werden die Vervielfältiger-
punkte für die Gewerbesteuerumlage für 2009 um 2 Punkte erhöht. Hier-
durch und ergänzt durch den höheren Ansatz für die Gewerbesteuer ergibt 
sich eine Ansatzerhöhung gegenüber dem Vorjahr um 0,46 Mio. €. Der hö-
here Ansatz führt gegenüber den bisherigen Annahmen zu Mehraufwendun-
gen in Höhe von 0,25 Mio. €. 
 
Angesichts der in der Satzung des Kreises vorgesehenen Erhöhung der Be-
teiligung der Gemeinden an den Aufwendungen für kommunale Leistungen 
im Rahmen der Umsetzung des SGB II (2008 = 33,3 %, 2009/2010 = 40 
%, ab 2011 = 50 %) ist in der Finanzplanung der Hebesatz für die Kreis-
umlage ab 2009 um 0,5 Punke auf 31,9 % und ab 2011 auf 31,4 % ge-
senkt worden. Allerdings ist fraglich, ob der Kreis diese Senkung vornehmen 
wird.  
 
Die Umlagegrundlagen für die Kreisumlage (Steuerkraftzahlen und Schlüs-
selzuweisung der Städte und Gemeinden des Kreises) sind gegenüber dem 
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Vorjahr um 25,9 Mio. € oder 5,9 % gestiegen. Bei gleich bleibendem Hebe-
satz von 32,4 v.H. würde dies beim Kreis zu Mehreinnahmen in Höhe von 
8,4 Mio. € führen. Allerdings erhält der Kreis im Vergleich zum Vorjahr 1,6 
Mio. € geringere Schlüsselzuweisungen. Bei unverändertem Hebesatz für die 
Landschaftsverbandsumlage entstehen dem Kreis hierfür 3,6 Mio. € höhere 
Aufwendungen. Insgesamt würde hierdurch beim Kreis somit eine Verbesse-
rung von 3,2 Mio. € verbleiben. Daneben ist die Verbesserung durch die hö-
here Beteiligung der Städte und Gemeinden an den SGB II – Aufwendungen 
in Höhe von 1,6 Mio. € zu berücksichtigen. Die Verbesserung würde sich 
hierdurch auf 4,8 Mio. € erhöhen. Dem gegenüber steht die eingeplante 
Senkung des Kreisumlagehebesatzes um 0,5 Punkte, die zu Mindererträgen 
in Höhe von 2,4 Mio. € für den Kreis führen würde. Es bliebe dem Kreis da-
mit immer noch eine Verbesserung von 2,4 Mio. €. 
 
Der Kreis Steinfurt betrachtet die notwendige Höhe der Kreisumlage aus ei-
nem anderen Blickwinkel und hat im Rahmen seiner Eckdaten zum Entwurf 
des Kreishaushalts 2009 eine Erhöhung des Umlagesatzes von derzeit 
32,4 v.H. um 0,9 Punkte auf 33,3 v.H. eingeplant. Dies ist den Gemeinden 
mit Schreiben vom 22.09.08 und in der Kämmererkonferenz am 23.09.08 
mitgeteilt worden. Begründet wird die Erhöhung insbesondere mit folgenden 
Gesichtspunkten: 
- zusätzliche Sozialleistungen nach dem SGB XII in Höhe von 3,0 Mio. € 
- höherer Personalaufwand aus Tarif- und Besoldungserhöhungen in Höhe 

von 3,6 Mio. € (davon 900 T€ wegen personalwirtschaftlicher Maßnah-
men wie Neueinstellungen, Vertragsverlängerungen, Übernahme Auszu-
bildende etc.) 

- geringere Kreisschlüsselzuweisungen in Höhe von 1,6 Mio. € 
- höhere Umlage an den Landschaftsverband in Höhe von 3,5 Mio. € 
Insgesamt ergibt sich nach Angaben des Kreises eine Deckungslücke von 
12,6 Mio. €, die über die allgemeine Kreisumlage zu schließen ist. 
 
Ein Hebesatz von 33,3 v.H. würde das Jahresergebnis der Stadt Rheine um 
1,22 Mio. € verschlechtern. 
 
Die Krankenhausinvestitionsumlage ist auf der Basis der derzeitigen 
Festsetzungen unverändert eingeplant.  
 
Zwischenergebnis 
 
Insgesamt haben sich die Ordentlichen Aufwendungen gegenüber den bis-
herigen Planungsannahmen um 14 T€ geringfügig reduziert. Gegenüber 
dem Vorjahr ist eine Verschlechterung von 719 T€ oder 2 % zu verzeichnen. 
 
Die Zinserträge und Zinsaufwendungen sind auf der aktuellen Basis und 
unter Berücksichtigung des Kreditbedarfs aus den vorgelegten Eckdaten 
fortgeschrieben worden. 
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2. Die Budgets der Fach- und Sonderbereiche sind der nachstehenden Ge-
samtübersicht zu entnehmen. 
 

Haushaltsplan-Entwurf Ergebnis Haushaltsplan Finanzplan
2009 2007 2008 2009 2010 2011 2012

T€ T€ T€ T€ T€ T€  
Budgetübersicht
(Ordentliches Ergebnis ohne Interne Verrechnungen)

Fach-/Sonderbereich
0 Politische Gremien und Verwaltungsführung -2.699 -2.685 -2.700 -2.687 -2.687 -2.687
1 Bildung, Kultur und Sport -14.971 -8.381 -9.049 -8.785 -8.727 -8.730
2 Jugend, Familie und Soziales -21.924 -21.473 -23.169 -23.292 -24.178 -24.447
3 Recht und Ordnung -3.468 -3.841 -3.866 -3.887 -3.876 -3.876
4 Finanzen -1.576 3.531 3.522 3.478 4.120 4.120
5 Planen und Bauen -9.257 -25.524 -26.736 -27.027 -27.173 -27.252
6 Technische Betriebe -3.844 0 0 0 0 0
7 Interner Service -3.226 -3.154 -3.223 -3.131 -3.164 -3.164
8 Wohn- und Grundstücksmanagement -1.098 -817 -730 -714 -706 -706

Bahnflächen -30 -36 27 14 14 56
Veränderung Personalaufwand -635 -555 -685 -685
Gesamtbudget -62.093 -62.380 -66.559 -66.586 -67.062 -67.371

nachrichtlich
Ergebnisplanung 2008-2011 -63.240 -63.399 -63.888
Veränderung -3.319 -3.187 -3.174

-5,25% -5,03% -4,97%  
 
Es ist eine Budgeterhöhung gegenüber den bisherigen Planungsannahmen 
von rd. 3,3 Mio. € oder 5,25 % zu verzeichnen. Gegenüber dem Vorjahr be-
trägt der Anstieg allerdings 4,2 Mio. € oder 6,70 %. 
 
Die Veränderungen sind je Fach-/Sonderbereich einzeln nachgehalten und 
den anliegenden Einzelübersichten (Anlage 2) zu entnehmen. 
 
Ergänzende Anmerkung zum Personalaufwand: 
 
Bei den Personalaufwendungen konnte (noch) keine produktscharfe Kalkula-
tion und Zuordnung erfolgen. Die Gesamtpersonalaufwendungen für 
2009 wurden auf der Basis des voraussichtlichen Ergebnisses des laufenden 
Jahres, den vereinbarten Tariferhöhungen, unter Berücksichtigung der jetzt 
bereits feststehenden oder absehbaren Personalzu- und –abgänge sowie der 
obigen Erläuterungen zur Altersteilzeit ermittelt. Danach werden unter den 
augenblicklichen Tarif- und Besoldungsstrukturen voraussichtlich 25,212 
Mio. € benötigt; das sind 229 T€ mehr als im derzeitigen Finanzplan vorge-
sehen sind (24,983 Mio. €). In diesem Betrag enthalten sind Aufwendungen 
für 4 Brandmeisteranwärter/innen ab 2009. Ab 2011 sollen diese 4 und 2 
weitere externe Brandmeister/innen die dann aufgrund EU-Recht vorgege-
bene Änderung bei den Arbeitszeiten und die damit notwendige Personal-
aufstockung sicherstellen. Auch diese Mehraufwendungen ab 2011 sind ein-
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gerechnet. Weitere Besoldungserhöhungen ab 2009 und weitere ta-
rifliche Steigerungen ab 2010 sind nicht eingeplant. 
 
 
 
 
 
 

3. Das Jahresergebnis nach dem Ergebnisplan stellt sich wie folgt dar: 
 

Haushaltsplan-Entwurf Ergebnis Haushaltsplan Finanzplan
2009 2007 2008 2009 2010 2011 2012

T€ T€ T€ T€ T€ T€  
Jahresergebnis -11.021 -2.229 -9.508 -725 -13 3.239

nachrichtlich
Ergebnisplanung 2008-2011 361 1.048 3.510
Veränderung -9.869 -1.773 -3.523

2733,69% 169,13% 100,38%  
 
Gegenüber den bisherigen Planungsannahmen ergibt sich somit kein leicht 
positives Jahresergebnis, sondern ein Fehlbedarf in Höhe von 9,508 Mio. €. 
 

II. Investitionsplan 
 
1. Im Teilinvestitionsplan 9 – Zentrale Finanzleistungen ist nur eine Einzahlung 

aus Investitionstätigkeit zu verzeichnen, die allgemeine Investitionspau-
schale. Der Ansatz von 1,816 Mio. € für 2008 basiert ebenfalls auf der 
1. Probeberechnung des LDS zum GFG 2009. Das sind gegenüber den bis-
herigen Planungsannahmen 3 T€ weniger.  
 

Haushaltsplan-Entwurf Ergebnis Haushaltsplan Finanzplan
2009 2007 2008 2009 2010 2011 2012

T€ T€ T€ T€ T€ T€
Teil-Investitionsplan
Bereich 9 - Zentrale Finanzleistungen

Ein- und Auszahlungsarten
18  + Zuwendungen für Investitionsmaßnahmen 1.602 1.731 1.816 1.901 1.983 2.069
23 Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 1.602 1.731 1.816 1.901 1.983 2.069

nachrichtlich
Investitionsplanung 2008-2011 1.819 1.905 1.987
Veränderung -3 -4 -4

-0,16% -0,21% -0,20%  
 

2. Die Investitionsbudgets der Fach- und Sonderbereiche sind der nach-
stehenden Gesamtübersicht zu entnehmen. 
 

Haushaltsplan-Entwurf Ergebnis Haushaltsplan Finanzplan
2009 2007 2008 2009 2010 2011 2012

T€ T€ T€ T€ T€ T€  
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Budgetübersicht
Fach-/Sonderbereich

0 Politische Gremien und Verwaltungsführung -4 -4 -8 -4 -4 -4
1 Bildung, Kultur und Sport -1.533 -913 -882 -1.318 -1.059 -1.059
2 Jugend, Familie und Soziales -140 -94 -124 -67 -67 -67
3 Recht und Ordnung -373 -273 -405 -575 -365 -966
4 Finanzen 311 3.281 3.613 3.901 3.700 3.700
5 Planen und Bauen -2.359 -2.773 -9.014 -6.370 -4.625 -5.511
6 Technische Betriebe -2.327 0 0 0 0 0
7 Interner Service -193 -193 -193 -193 -193 -193
8 Wohn- und Grundstücksmanagement 3.149 2.940 2.181 1.457 791 741

Bahnflächen -797 -1.401 -267 -1.158 -1.330 -2.306
Kaserne Gellendorf -210 -206 -98 -3 -33 0
Gesamtbudget -4.476 364 -5.197 -4.330 -3.185 -5.665

nachrichtlich
Investitionsplanung 2008-2011 -6.710 -4.390 -2.978
Veränderung 1.513 60 -207

22,55% 1,37% -6,95%  
 
Die Veränderungen sind je Fach-/Sonderbereich einzeln nachgehalten und 
den anliegenden Einzelübersichten (Anlage 3) zu entnehmen.  
 
Die aktuelle Aufteilung des Investitionsbudgets des Fachbereiches 5 - Pla-
nen und Bauen für das Jahr 2012 in Höhe von 5,511 Mio. € auf Projekte lag 
bis zur Erstellung dieser Vorlage noch nicht vor. Eine überarbeitete Auftei-
lung wird zur Sitzung nachgereicht. 
 

3. Die Finanzierung der Investitionen kann die Stadt auch zukünftig nur unter 
Inanspruchnahme von Krediten sicherstellen. Der Kreditbedarf ergibt sich 
aus der nachstehenden Tabelle: 
 

Haushaltsplan-Entwurf Ergebnis Haushaltsplan Finanzplan
2009 2007 2008 2009 2010 2011 2012

T€ T€ T€ T€ T€ T€  
Kreditbedarf 2.874 0 3.381 2.429 1.202 3.596

nachrichtlich
Investitionsplanung 2008-2011 4.891 2.485 991
Veränderung -1.510 -56 211

-30,87% -2,25% 21,29%  
 

4. Die Tilgungsleistungen sind auf der aktuellen Basis und unter Berücksich-
tigung des Kreditbedarfs aus den vorgelegten Eckdaten fortgeschrieben 
worden. 

 
Haushaltsplan-Entwurf Ergebnis Haushaltsplan Finanzplan

2009 2007 2008 2009 2010 2011 2012
T€ T€ T€ T€ T€ T€  

34 Tilgung von Darlehen 3.085 1.830 2.005 1.922 1.874 1.935
FB 2 (Ausgleichsabgabe Schwerbehinderte) 4 3 3 3
FB 5 (Holländer-Kaserne) 314 181 0 0
FB 8 (Kleingartenanlage Mesum) 4 4 4 4
SB 9 1.683 1.734 1.867 1.928
Netto-Neuverschuldung 0 0 1.376 507 0 1.661

nachrichtlich
Investitionsplanung 2008-2011 2.857 566 0
Veränderung -1.481 -59 0

-51,84% -10,42%  
 
Bei der zugrundegelegten aktuellen Investitionsplanung könnte nur in 2011 
eine Netto-Neuverschuldung vermieden werden. 
 

III. Fazit 
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Entgegen den bisherigen Planungsannahmen wird es auch bis 2011 nicht gelin-
gen, einen ausgeglichenen Haushalt zu erreichen. Die Stadt Rheine wird also 
auch in den kommenden Jahren auf eine Inanspruchnahme der Allgemeinen 
Rücklage zum Haushaltsausgleich angewiesen sein und somit den Verzehr des 
Eigenkapitals fortsetzen. Besonders der hohe Fehlbetrag für 2009 macht deut-
lich, dass weiterhin jede und wirklich jede Einsparungsmöglichkeit genutzt wer-
den muss, um die zukünftigen Generationen nicht noch stärker zu belasten. 
 
 
 
 
Anlagen: 
 
Eckdaten HFA – Anlage 1 
Eckdaten HFA – Anlage 2 
Eckdaten HFA – Anlage 3 
 
 


